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Satzung der Jagdgenossen-
schaft Merzig 
 
vom 29. Oktober 1974 
 
§ 1 
Name, Sitz und Aufsichtsbehörden 
 
(1) Die Genossenschaft führt den Namen 

„Jagdgenossenschaft Merzig“. Sie hat ih-
ren Sitz in Merzig und ist eine Körper-
schaft des öffentlichen Rechts. 

 
(2) Aufsichtsbehörden sind der Landrat des 

Kreises Merzig-Wadern als untere Jagd-
behörde sowie der Minister des Inneren 
als oberste Jagdbehörde. 

 
§ 2 
Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitglieder der Genossenschaft 

(Jagdgenossen) sind die Eigentümer der 
zum gemeinschaftlichen Jagdbezirk Mer-
zig gehörenden Grundflächen nach Maß-
gabe des Grundflächenverzeichnisses. 
Eigentümer von Grundflächen, auf denen 
die Jagd ruht oder nicht ausgeübt werden 
darf, sind insoweit nicht Mitglieder der 
Jagdgenossenschaft. 

 
(2) Die Mitgliedschaft endet mit dem Verlust 

des Grundeigentums und in den Fällen, in 
denen auf den die Mitgliedschaft begrün-
denden Grundflächen die Jagd nicht mehr 
ausgeübt werden darf. Veränderungen 
sind dem Jagdvorsteher anzuzeigen, der 
das Grundflächenverzeichnis auf dem auf 
Laufenden zu halten hat. 

 
§ 3 
Aufgaben 
 
(1) Die Jagdgenossenschaft hat die Aufgabe, 

das ihr zustehende Jagdausübungsrecht 
im Interesse der Jagdgenossen zu ver-
walten und zu nutzen sowie für den Er-

satz des den Jagdgenossen entstehen-
den Wildschadens zu sorgen. 

 
(2) Sie kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

Umlagen – von den einzelnen Jagdge-
nossen nach dem Verhältnis des Flä-
cheninhalts ihrer beteiligten Grundstücke 
– erheben. 

 
§ 4 
Organe 
 
Organe der Jagdgenossenschaft sind: 
1. der Jagdvorsteher als Jagdvorstand 
2. die Genossenschaftsversammlung 
3. der Genossenschaftsausschuss 
 
§ 5 
Jagdvorsteher 
 
(1) Der Jagdvorsteher wird von der Genos-

senschaftsversammlung auf die Dauer 
von fünf Jahren gewählt. Wählbar ist je-
der Jagdgenosse, der die Befähigung zur 
Bekleidung eines öffentlichen Amtes be-
sitzt. 

 
(2) Der Jagdvorsteher ist ehrenamtlich tätig. 

Er kann für seine baren Auslagen, soweit 
sie unabweisbar notwendig sind, Ersatz 
verlangen. Es kann ihm auch eine Auf-
wandsentschädigung gewährt werden. 

 
 
(3) Neben dem Jagdvorsteher sind zwei 

„stellvertretende Jagdvorsteher“ zu wäh-
len, die ihn im Falle der Verhinderung ver-
treten. Im Übrigen gelten die Vorschriften 
der Absätze 1 und 2 entsprechend. 

 
§ 6 
Aufgaben des Jagdvorstehers 
 
(1) Der Jagdvorsteher hat die Interessen der 

Jagdgenossenschaft im Rahmen des § 3 
dieser Satzung wahrzunehmen. 

 
(2) Der Jagdvorsteher vertritt die Genossen-

schaft gerichtlich und außergerichtlich. Er 
leitet die Verwaltung, bereitet die Be-
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schlüsse der Genossenschaftsversamm-
lung vor und führt sie aus, soweit sich 
diese im Rahmen der Gesetze halten. 

 
(3) Der Jagdvorsteher erledigt die Geschäfte 

der laufenden Verwaltung und entschei-
det in allen Angelegenheiten, die nicht 
satzungsgemäß einem anderen Organ 
vorbehalten sind (§ 10 und 11 dieser 
Satzung). In Angelegenheiten, für die die 
Genossenschaftsversammlung zuständig 
ist , kann der Jagdvorsteher dringende 
Maßnahmen, die keinen Aufschub dul-
den, auch ohne Beschluss der Genos-
senschaftsversammlung anordnen. In 
diesen Fällen hat er unverzüglich die Zu-
stimmung der Genossenschaftsver-
sammlung einzuholen. Die Genossen-
schaftsversammlung kann die Anordnung 
aufheben, soweit nicht schon Rechte 
Dritter durch die Anordnung entstanden 
sind. 

 
§ 7 
Verpflichtungserklärungen 
 
Erklärungen, durch die die Jagdgenossen-
schaft verpflichtet werden soll, sowie Erklä-
rungen, durch die die Jagdgenossenschaft 
auf Rechte verzichtet, bedürfen der Schrift-
form. Sie sind nur rechtsverbindlich, wenn sie 
vom Jagdvorsteher, im Falle seiner Verhinde-
rung von seinem Vertreter, handschriftlich 
unterzeichnet sind. 
 
§ 8 
Genossenschaftsversammlung 
 
(1) Mindestens einmal im Jahr findet eine 

Versammlung der Jagdgenossen statt. 
Der Jagdvorsteher ist verpflichtet, eine 
Versammlung einzuberufen, wenn dies 
von wenigstens einem Zehntel der 
stimmberechtigten Jagdgenossen unter 
Angabe der Gründe schriftlich beantragt 
wird. Die Einladung zu den Versammlun-
gen erfolgt unter Angabe der Tagesord-
nung mit einer Frist von zwei Wochen 
durch öffentliche Bekanntmachung . Die 
Genossenschaftsversammlung ist ohne 

Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß 
eingeladen worden ist.  

 
(2) Beschlüsse der Genossenschaftsver-

sammlung bedürfen sowohl der Mehrheit 
der anwesenden oder vertretenen Jagd-
genossen als auch der Mehrheit der bei 
der Beschlussfassung vertretenen Grund-
fläche (§ 9 Abs. 2  BJG). Bei der Ermitt-
lung der Mehrheit der anwesenden Jagd-
genossen sind solche, die sich der Stim-
me enthalten, als anwesend zu zählen. 
Bei Stimmen- oder Flächengleichheit 
kommt kein Beschluss zustande. 

 
(3) Über die Genossenschaftsversammlung 

ist eine Niederschrift zu fertigen; sie muss 
insbesondere enthalten: 

 
1. die Zahl der anwesenden und vertretenen 

stimmberechtigten Jagdgenossen 
2. die Angabe der von diesen vertretenen 

Grundfläche 
3. die von der Genossenschaftsversamm-

lung gefassten Beschlüsse sowie die Ab-
stimmungsergebnisse 

4. die Unterschrift des Jagdvorstehers und 
des Protokollführers. 

 
Die Niederschrift ist im Geschäftszimmer des 
Jagdvorstehers zwei Wochen zur Einsicht-
nahme der Jagdgenossen auszulegen. Die 
Auslegung ist öffentlich bekannt zu machen. 
 
§ 9 
Stimmrecht 
 
(1) Bei Beschlussfassungen der Jagdgenos-

senschaft hat jeder Jagdgenosse eine 
Stimme. Er kann sich dabei durch seinen 
Ehegatten, durch volljährige Verwandte 
gerader Linie, durch eine in seinem 
Dienst beschäftigte Person oder durch 
einen Bevollmächtigten, der als Jagdge-
nosse der selben Jagdgenossenschaft 
angehört, vertreten lassen. Die Bestellung 
als Vertreter bedarf einer schriftlichen 
Vollmacht. Die Vollmacht muss gemäß § 
8 Abs. 9 des Saarländischen Jagdgeset-
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zes amtlich oder öffentlich beglaubigt 
sein. Kein Jagdgenosse oder Vertreter 
darf mehr als fünf Vollmachen in seiner 
Person vereinigen. 

 
(2) Miteigentümer oder Gesamthandseigen-

tümer eines zum Jagdbezirk gehörenden 
Grundstücks können ihr Stimmrecht nur 
gemeinschaftlich ausüben. Beteiligen sich 
nicht sämtliche Miteigentümer oder Ge-
samthandseigentümer an der Abstim-
mung, so gelten die Nichterschienenen 
oder Nichtabstimmenden als den Erklä-
rungen der Abstimmenden zustimmend. 

 
(3) Ein Jagdgenosse ist nicht stimmberech-

tigt, wenn die Beschlussfassung die Vor-
nahme eines Rechtsgeschäftes mit ihm 
oder die Einleitung oder Erledigung eines 
Rechtsstreites zwischen ihm und der Ge-
nossenschaft betrifft. 

 
§ 10 
Aufgaben der Genossenschaftsversamm-
lung 
 
Die Genossenschaftsversammlung be-
schließt im Rahmen der Gesetze über: 
 
1. die Wahl und Abberufung des Jagdvor-

stehers seiner Stellvertreter sowie des 
Genossenschaftsausschusses 

2. Veränderungen des Jagdbezirkes durch 
Abrundung oder Teilung 

3. Art der Nutzung des Jagdbezirkes 
4. die Verwendung des Jagdertrages 
5. die Erhebung und Verwendung der Um-

lagen 
6. die Feststellung von Aufwandsentschädi-

gungen 
7. die Einstellung und Entlohnung von Be-

diensteten 
8. die Genehmigung des Haushaltsplanes 

und der Jahresrechnung 
9. den Erwerb und die Veräußerung von 

Vermögensgegenständen 
10. die Aufnahme von Darlehen 
11. die Entlassung des Jagdvorstehers und 

des Kassenführers 

12. die Übertragung von Aufgaben (§§ 12, 19 
dieser Satzung) 

13. die Änderung der Satzung 
 
§ 11 
Genossenschaftsausschuss 
 
(1) Der Genossenschaftsausschuss besteht 

aus dem Jagdvorsteher und 17 aus der 
Mitte der Genossenschaftsversammlung 
zu wählenden Jagdgenossen und der 
gleichen Anzahl von Stellvertretern, die 
von der Genossenschaftsversammlung 
auf die Dauer von fünf Jahren zu wählen 
sind. Im Übrigen gelten die Vorschriften 
des § 5 Abs. 1  und 2 dieser Satzung ent-
sprechend. Den Vorsitz im Genossen-
schaftsausschuss führt der Jagdvorsteher 
oder sein Vertreter. 

 
(2) Die Aufgaben des Ausschusses bestehen 

in: 
 
1. der Prüfung des Grundflächenverzeich-

nisses  
2. der Prüfung der Versammlungsnieder-

schriften insbesondere hinsichtlich der 
Beschlussfähigkeit und des Abstim-
mungsergebnisses 

3. der Prüfung der Kassenverwaltung, des 
Haushaltsplanes und der Jahresrechnun-
gen 

4. der Prüfung des Verteilungsplanes und 
der Beitragslisten 

5. der Zustimmung bei der Verpachtung der 
Jagdbezirke  

 
Der Ausschuss ist verpflichtet, der Genos-
senschaftsversammlung einen Prüfungsbe-
richt vorzulegen. Außerdem entscheidet der 
Ausschuss über die Führung eines Rechts-
streites und den Verzicht auf Ansprüche der 
Genossenschaft. 
 
(3) Der Ausschuss wird vom Vorsitzenden 

nach Bedarf einberufen. Über die Sitzun-
gen sind Niederschriften zu fertigen. Für 
den Inhalt der Niederschriften gilt § 8 
Abs. 3 Nr. 1., Nr.3 und Nr. 4 sinngemäß. 
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§ 12 
Übertragung von Aufgaben 
 
Auf Beschluss der Genossenschaftsver-
sammlung kann die Verwaltung der Geschäf-
te der Jagdgenossenschaft dem Bürgermeis-
ter der Stadt Merzig mit dessen Zustimmung 
widerruflich übertragen werden. Die Kosten 
der Verwaltungsführung trägt die Jagdgenos-
senschaft. 
 
§ 13 
Anteil an Nutzungen und Lasten 
 
(1) Der Anteil der Jagdgenossen an den Nut-

zungen und Lasten richtet sich nach dem 
Verhältnis des Flächeninhalts ihrer be-
jagdbaren Grundstücke im Jagdbezirk zur 
Gesamtgröße der bejagdbaren Grund-
stücksfläche des Jagdbezirks. 
 
 An den Nutzungen und Lasten sind die 
Jagdgenossen in soweit nicht beteiligt, 
als auf ihren Grundstücken die Jagd ruht 
oder nicht ausgeübt werden darf. 

 
(2) Der Jagdvorsteher stellt auf Grund der 

Beschlüsse der Genossenschaftsver-
sammlung (§ 10 Nr. 4 und 5 dieser Sat-
zung) einen Verteilungsplan und - soweit 
erforderlich – eine Beitragsliste auf. Je-
des Verzeichnis ist im Geschäftszimmer 
des Jagdvorstehers zwei Wochen zur 
Einsichtnahme der Jagdgenossen auszu-
legen und alsdann vom Jagdvorsteher 
festzustellen. Die Auslegung und Fest-
stellung sind öffentlich bekanntzumachen. 
 
Beschließt die Genossenschaft, den Er-
trag nicht an die Jagdgenossen nach dem 
Verhältnis des Flächeninhalts ihrer betei-
ligten Grundstücke zu verteilen, kann je-
der Jagdgenosse, der dem Beschluß 
nicht zugestimmt hat, die Auszahlung 
seines Anteiles zu verlangen. Der An-
spruch erlischt , wenn er nicht binnen ei-
nem Monat nach der Bekanntmachung 
der Beschlußfassung schriftlich oder 
mündlich zu Protokoll des Jagdvorstehers 
geltend gemacht wird. Jagdgenossen, die 

dem Beschluß über die Verwendung des 
Reinertrages der Jagdnutzung nicht zu-
gestimmt haben, sind in der Niederschrift 
namentlich aufzuführen. 
 

§ 14 
Auszahlung des Jagdertrages 
 
(1) Die Jagdgenossenschaftsversammlung 

kann beschließen, dass der Jagdertrag 
an die Stadt Merzig ausgezahlt wird mit 
der Auflage, dass der Jagdertrag für die 
Unterhaltung und den Ausbau von Feld- 
und Forstwirtschaftswegen verwendet 
wird. 

 
(2) Beschließt die Genossenschaftsver-

sammlung, den Jagdertrag an die Jagd-
genossen auszuzahlen, ist der Reinertrag 
aus der Jagdnutzung binnen zwei Mona-
ten nach Ablauf eines jeden Rechnungs-
jahres an den von dem Jagdvorsteher 
festzusetzenden Zahltagen an die Jagd-
genossen auszuzahlen. Der Auszah-
lungstermin ist öffentlich bekanntzuma-
chen. 

 
(3) Entfällt auf einen Jagdgenossen ein ge-

ringerer Reinertrag als zehn Deutsche 
Mark, wird die Auszahlung erst dann fäl-
lig, wenn der Betrag durch Zuwachs min-
destens zehn Deutsche Mark erreicht hat. 

 
§ 15 
Einzahlung der Umlage 
 
Die von den Jagdgenossen zu zahlenden 
Umlagen werden binnen einem Monat nach 
rechtswirksamer Feststellung der Beitragslis-
ten fällig. Umlagen, die nicht fristgemäß ein-
gezahlt werden, werden im Verwaltungsver-
fahren beigetrieben. Zuständig ist die Stadt-
kasse Merzig. Die durch die Beitreibung ent-
stehenden Kosten trägt die Jagdgenossen-
schaft. 
 
§ 16 
Vermögensverwaltung 
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(1) Das Vermögen der Genossenschaft ist 
pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten. 

 
(2) Die Genossenschaft soll Vermögensge-

genstände nur erwerben, soweit sie zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind 
oder in absehbarer Zeit erforderlich wer-
den. Die Veräußerung von Vermögens-
gegenständen ist nur zulässig, wenn die-
se für die Aufgaben der Genossenschaft 
nicht mehr benötigt werden. 

 
(3) Das vorhandenen Vermögen ist in einem 

Vermögensverzeichnis, das vom Jagd-
vorsteher aufgestellt und geführt wird, 
nachzuweisen. Das Verzeichnis ist auf 
dem Laufenden zu halten. 

 
(4) Der Erlös aus der Veräußerung von Ver-

mögensgegenständen ist dem Vermögen 
zur Erhaltung seines Wertes zuzuführen. 

 
§ 17 
Rechnungsjahr 
 
Das Rechnungsjahr der Genossenschaft läuft 
vom 1. April bis 31. März. 
 
§ 18 
Haushalt 
 
Der Jagdvorsteher hat für jedes Rechnungs-
jahr einen Haushaltsplan aufzustellen. Der 
Haushaltsplan muss alle voraussehbaren 
Einnahmen und Ausgaben des Rechnungs-
jahres enthalten. Die Ausgaben sind mit den 
Einnahmen auszugleichen. 
 
 
§ 19 
Kassenverwaltung 
 
(1) Die Kassenverwaltung obliegt dem Jagd-

vorsteher. Er kann mit Zustimmung der 
Genossenschaftsversammlung einen 
Jagdgenossen, der nicht Mitglied des 
Genossenschaftsausschusses ist, zum 
Kassenverwalter bestellen. 

 

(2) Auf Beschluss der Genossenschaftsver-
sammlung kann die Führung der Kassen-
geschäfte widerruflich der Stadtkasse 
Merzig übertragen werden. Die Kosten 
der Kassenführung trägt die Genossen-
schaft. 

 
§ 20 
Jahresrechnung 
 
(1) Der Jagdvorsteher hat über die Einnah-

men und Ausgaben des Rechnungsjahres 
im ersten Vierteljahr des neuen Rech-
nungsjahres Rechnung zu legen. 

 
(2) Die Jahresabrechnung besteht aus 

Haushalts- und Vermögensrechnung. 
 
(3) Die Haushaltsrechnung muss nachwei-

sen: 
 
1. ob die Anordnungsbeträge sich innerhalb 

der Ansätze des Haushaltsplanes unter 
Berücksichtigung etwaiger Änderungen 
durch Nachtragshaushaltspläne und der 
aus dem Vorjahre übertragenen Haus-
haltsreste halten, 

2. inwieweit die Anordnungsbeträge einge-
zogen oder geleistet sowie welche Beträ-
ge in Rest verblieben und demzufolge als 
Kassenrest in das nächste Jahr zu über-
nehmen sind,  

3. welche Haushaltsreste in das nächste 
Jahr zu übernehmen sind, 

4. welcher Überschuss oder Fehlbetrag sich 
am Ende des Rechnungsjahres ergibt. 

 
(4) Die Vermögensrechnung muss den Be-

stand des Vermögens und der Schulden 
zu Beginn des abgelaufenen Rechnungs-
jahres die Veränderungen und den Stand 
am Ende des abgelaufenen Rechnungs-
jahres nachweisen. 

  
§ 21 
Rechtsweg 
 
Gegen Verwaltungsakte der Jagdgenossen-
schaft ist der Verwaltungsrechtsweg gege-
ben. 
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§ 22 
Bekanntmachungen 
 
Die öffentlichen Bekanntmachungen der 
Jagdgenossenschaft erfolgen nach der Sat-
zung der Stadt Merzig über die Form der öf-
fentlichen Bekanntmachungen vom 1. Juli 
1974. 
 
Vorstehende Satzung ist in der Genossen-
schaftsversammlung vom 29. Oktober 1974 
in der 43 Jagdgenossen mit einer Grundflä-
che von 3336,92 ha anwesend und vertreten 
waren, beschlossen worden. 
 
Merzig, den 
Der Oberbürgermeister 
Dr. Lauer 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Satzung 
der Jagdgenossenschaft 
Merzig 
 
Vom  
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Geändert durch: keine Änderung 
 
Beschluss vom  
 
Bekanntmachung am 
 
Geänderte §§ 
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